
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums des Innern und für Sport

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Helge Schwab (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/2697 –

Sirenenförderprogramm – für ein effizientes Warnsystem

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/2697 – vom 24. März 2022 hat folgenden Wortlaut:

Die Warnung der Bevölkerung bei Gefahren ist entscheidend, um Leben zu retten. Damit Warnungen in Zukunft noch mehr Menschen 
erreichen, müssen als wichtiger Baustein Sirenenwarnsysteme ertüchtigt und optimiert werden. Ein modernes Warnsystem setzt auf 
mehrere Warnkanäle und einen Warnmix – welche landesweit in gleicher Qualität verfügbar sein sollte. Sirenenwarnsysteme werden in 
der Fläche am eindeutigsten als Warnung erkannt.
Die Bundesrepublik Deutschland hat im „Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket 2020 bis 2022“ rund 86 Mio. zur Verfügung gestellt. 
Rheinland-Pfalz steht nach dem Königsteiner Schlüssel somit ein Fördervolumen von 4 143 893 Euro zur Verfügung (Vorlage 18/577). 
Das Ministerium hat mit Rundschreiben vom 6. November 2021 mitgeteilt, die Bundesmittel um 4 Mio. Landesmittel aufzustocken. 
Nach Förderung des Aufbaus eines elektronischen Sirenenwarnsystems im Ahrtal verbleiben noch 6 143 893 Euro. Am 21. Januar 2022 
wurde in einem Rundschreiben des Ministeriums des Inneren und für Sport, die Landkreise und kreisfreien Städte, zur dringenden Um-
setzung des Sirenenförderprogramms des Bundes und des Landes bis zum 31. März 2022 hingewiesen. Im Rundschreiben werden spärlich 
eingegangene Förderanträge explizit hervorgehoben. In Rundschreiben wird immer wieder auf eine gute Planung und Abstimmung hin-
gewiesen. Eine solche Planung setzt auch ein Evaluations- und Ausleuchtungsverfahren voraus, damit im Warnfall auch alle Bürgerinnen 
und Bürger die erforderlichen Verhaltensinformationen erhalten (siehe Schallschutz bei Neubauten, Schwerhörigkeit).
Nach unseren Informationen muss für eine moderne Sirene ca. 22 500 Euro eingeplant werden. Beispielhaft für den Landkreis Kusel 
(einer von 24 Landkreisen + 12 kreisfreien Städten), können wir von einer Fördersumme pro Landkreis von ca. 200 000 Euro ausgehen. 
Dies bedeutet umgerechnet pro Ortsgemeinde ca. 2 000 Euro oder für den Landkreis Kusel eine Förderung von ca. acht Sirenen - bei 98 
Ortsgemeinden.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1. Worin sieht die Landesregierung ihre Verantwortung zur Umsetzung eines landesweiten gleichwertigen, einheitlichen 

Alarmierungssystems?
2. Wo sieht die Landesregierung weitere Möglichkeiten ihrer Unterstützung der Landkreise und kreisfreien Städte im Bereich 

Katastrophen- und Bevölkerungsschutz?
3. Ist die Landesregierung bereit über eine Empfehlung hinaus die Koordination im Aufbau eines einheitlichen Warnsystems 

zu übernehmen?
4. Beteiligt sich das Land an den Folgekosten?
5. Beteiligt sich die Landesregierung finanziell an der Evaluation bzw. Ausleuchtung?

Das Ministerium des Innern und für Sport hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit angefügtem Schreiben 
beantwortet.
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Die Warnung der Bevölkerung ist in Rheinland-Pfalz Teil der Pflichtaufgaben der 

Selbstverwaltung. Sirenen sind ein Warnmittel, welches die kommunalen 

Aufgabenträger hierzu einsetzen können. Ob Sirenen tatsächlich notwendig sind, 

entscheiden die Aufgabenträger im Rahmen ihres verfassungsmäßig garantierten 

Rechts der Selbstverwaltung eigenständig und individuell. 

Viele Aufgabenträger haben in der Vergangenheit die Entscheidung getroffen, dass sie 

keine Sirenen mehr benötigen, um die Warnung ihrer Bevölkerung sicherstellen zu 

können. Die noch aus dem Zivilschutz 1des Bundes stammenden Sirenen wurden 

abgebaut. 

Durch die bundesweit extrem hohe Nachfrage und die begrenzte Anzahl an Anbietern 

solcher Anlagen wird der Wiederaufbau eines flächendeckenden Sirehennetze~ viele 
. . . 

Jahre in Anspruch nehmen. Die über das Sirenenförderprogramm 2021/2022 von Bund 

und Land bereitgestellten Mittel werden von den Aufgabenträgern nicht im Jahr 2022 

und voraussichtlich auch nicht irri Jahr 2023 vollständig verausgabt werden können. 
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Die im landesseitigen Förderprogramm 2021/2022 festgeschriebenen Festbeträge 

sowie .weitere Nebenbestimmungen entsprechen · größtenteils den Vorgaben des 

Bundes. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Die Entscheidung, wie sie ihre' Bevölkerung warnen, treffen die kommunalen 

Aufgabenträger im Rahmen ihres verfassungsmäßig garantierten Rechts der 

Selbstverwaltung eigenständig und individuell. Die Landesregierung ist der Auffassung, 

dass ein landesweites, gleichwertiges und einheitliches Warnsystem sinnvoll ist. Daher 

unterstützt und fördert die Landesregierung gezielt solche Maßnahmen,, die dies 

ermöglichen. So hat die Landesregierung alle Integrierten Leitstellen . sowie die 

-Feuerwehrleitstelle der Berufsfeuerwehr Mainz (im Vorgriff auf eine noch zu errichtende 

Integrierte Leitstelle im Rettungsdienstbereich Mainz) auf Kosten des Landes mit 

Vollanlagen des Modularen Warnsystems (MoWaS) ausgestattet, über die zukünftig 

alle Warnkanäle (inkl. _ Sirenen und des sich gerade im Aufbau befindlichen Cell

Broadcast-Warnsystems) angesteuert werden sollen. 

Zu Frage 2: 

Die Bundesregierung hat bereits angekündigt, das Sirenenförderprogramm in den 

kommenden Jahren fortsetzen zu wollen und weitere Bundesmittel · hierfür · 

bereitzustellen. Abhängig von den vom Bund bereitgestellten Mitteln und der 

Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers ist .es das Ziel der Landesregierung, diese 

· jeweils soweit aufzustocken, dass die Aufgabenträger den Wiederaufbau und die 

Modernisierung ihrer kommunalen Sirenenwarnsysteme schnellstmöglich fortsetzen 

können. 
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Da die Aufgabenträger selbst entscheiden, welche Warnmittel sie für die Erfüllung ihrer 

Aufgaben vorhalten und einsetzen, ist eine vollständige zentrale Koordination und 

Steuerung nicht sinnvoll durchführbar. Sirenen werden zudem oft auf kommunalen 

Flächen oder- Gebäuden errichtet. Die kommunalen Aufgabenträger kennen die 

jeweiligen örtlichen Verhältnisse und können diese Aufgabe deutlich effizienter 

durchführen. 

Das land koordiniert jedoch alle Maßnahmen betreffend MoWaS und unterstützt die 

kommunalen Aufgabenträger bei der Beschaffung von vorlageerstellenden, 

webbasierten MoWaS-Stationen (MoWaS vS/E). Die webbasierten MoWaS-Zugänge 

sind deutlich günstiger als die Vollanlagen, arbeiten aber mit der gleichen Oberfläche. 

Der „warnende" Einsatzleiter vor Ort kann so die von der Leitstelle zu versendende 

Warnung vollinhaltlich an den Disponenten der Leitstelle übermitteln. 

Zu Frage 4: 

Da die Vorhaltung von Warnmitteln eine Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung ist, tragen 

die kommunalen Aufgabenträger die Kosten - für den Betrieb und die Erhaltung 

(Folgekosten). Entsprechende Finanzmittel sind von ihnen zu veranschlagen. Das Land 

trägt jedoch alle Folgekosten der MoWaS-Vollanlagen in den Leitstellen. 

Zu Frage 5: 

Die Durchführung von Evaluationen zur Feststellung der Notwendigkeit oder die 

Durchführung von Ausleuchtungsplanungen für Sirenenwarnsysteme ist keine neue 

Aufgabe. Seit Aufgabe des Zivilschutzsirenennetzes des Bundes Anfang der 90er Jahre 

haben die Kommunen diese Aufgabe . als Teil ihrer . Pflichtaufgaben der 
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Selbstverwaltung zu erfüllen. Viele Kommunen nehmen diese Aufgabe seit über 30 

Jahren regelmäßig und gewissenhaft wahr. Das Land beteiligt sich nicht an den Kosten 

. dieser dauerhaften Aufgabe. 

In Vertretung 
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